Wien Donnerstag den 6. April 1876. 


IX. Jahrgang. Nr. 14. 


Oeſterreichiſeche 


Zeilſchrift e Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Reaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. 1. 
Commiſſionsverlag ſür den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt Spiegelgaſſe Nr. 17. 


(Pranumerationen find nur an 


die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei. 


nur gebildet werden auf Grund freier Uebereinkunft oder auf Grund 


Inhalt. 


Der Geſetzentwurf betreffend den Schutz und die 
Fiſcherei. (Fortſetzung.) 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Die Erklärung eines Grundbeſitzers, daß er die zum Eiſenbahnbaue benöthigten 
Grundflächen abzutreten bereit ſei, erſetzt nicht das Expropriationserkenntniß. 
Die gerichtliche Schätzung einer Grundparcelle, welche nur mit Rückſicht 


Ausübung der . N: 24 0 
ER eines Zwanges erforderlich ſei. Nun iſt es aber allgemein anerkannt, daß 


bei dem geringen Werthe der den Uſerbeſitzern zuſtehenden Fiſchereirechte 


von Mehrheitsbeſchlüſſen, wobei es überdies noch der Landesgeſetzge⸗ 


bung vorbehalten iſt, zu beſtimmen, welche Mehrheit zur Begründung 


und den geringen Erträgniſſen ſolcher Fiſchereien auf ein freiwilliges 
Eingehen in eine Genoſſenſchaft von Seite der Uferbeſitzer nur iu 
ſeltenen Fällen zu rechnen ſei. Genoſſenſchaften dieſer Art werden daher 


auf die damals für den Bahnbau in Ausſicht genommene Grundfläche vor⸗ freiwillig oder durch Mehrheitsbeſchlüſſe faſt nie zu Stande kommen; 


genommen wurde, iſt, wenn in der Folge ein größeres Grundausmaß von 
der Bahngeſellſchaft beanſprucht wird, nicht maßgebend. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Der Geſetzentwurf betreffend den Schutz und die 
Ausübung der Fiſcherei. 


(Fortſetzung.) 
e) Fiſchereten der Uferbefitzer. 

Die Motive erwähnen S. 15, daß die Abhängigkeit der fiſcherei⸗ 
berechtigten Uferbeſitzer von einander bei Ausübung der Fiſcherei ein 
culturfeindliches Verhältniß zu ſchaffen geeignet ſei; von einer geſetz⸗ 
lichen Regelung ſolcher Fiſchereirechte wäre jedoch abzuſehen, einerſeits 
weil die Errichtung von Fiſchereigenoſſenſchaften das richtige Mittel ſei, 
jenes Verhältniß zu beſeitigen, andererſeits weil die Abtretung des 
Fiſchereirechtes auch nur bezüglich einer geringen Uferſtrecke die An⸗ 
wendung des Geſetzes abzuwehren vermöchte, daher auch in den ſächſiſchen, 
badiſchen und preußiſchen Geſetzen ſolche Einſchränkungen ſich nicht finden. 

Die hier angegebenen Gründe ſind durchaus unrichtig. Die Ver⸗ 
ſchmelzung der Fiſchereiberechtigung mit dem Uferbeſitz, ſo wünſchens⸗ 
werth ſie in vielen Beziehungen erſcheinen mag, hat ſich, wenn ſie 
nicht geſetzlich geregelt wird, überall als das größte Hinderniß einer 
rationellen Fiſcherei erwieſen. Man hat dasſelbe nicht mit Unrecht als, berech⸗ 
tigten Diebſtahl“ bezeichnet, weil jeder Uferbeſitzer die von anderen gezüchte⸗ 
ten oder geſchonten Fiſche, ſobald ſie auf ihren Wanderungen ſeine Strecke 
berühren, zu fangen beſtrebt iſt. In Oeſterreich muß ein ſolches unge⸗ 
regeltes Verhältniß bei den noch nirgends commaſſirten Grundſtücken 
doppelt bedenklich erſcheinen. In Böhmen, Mähren und Schleſien beſteht 
ein ſolches Verhältniß ſchon jetzt überall dort, wo die Ablöſungsgeſetze 
durchgeführt ſind; auch in den anderen Ländern kommt es häufig vor; 


in Folge der Einführung von Ablöſungsgeſetzen wird es noch häufiger 


werden. Es bildet daher die Regelung dieſes Verhältniſſes eine der 
wichtigſten Auſgaben der Fiſchereigeſetzgebung. 

Die Hinweiſung der Motive auf die Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfes über Fiſchereigenoſſenſchaften iſt nicht zutreffend. 

Nach dem öſterreichiſchen Entwurfe können Fiſchereigenoſſenſchaften 


jenes Mittel alſo, welches die Motive als Schutz gegen die Gefahren 


der Uferbeſitzfiſchereien hinſtellen, die Fiſchereigenoſſenſchaft im Sinne 


des Entwurfes, erweiſet ſich erfahrungsgemäß als unzulänglich. 
Es iſt aber auch die neueſte ausländiſche Geſetzgebung in dieſem 


Punkte in den Motiven ganz irrig bezogen. Sowohl die badiſche als 
die preußiſche Geſetzgebung haben die Uferfiſchereien einer ſcharfen ge⸗ 
ſetzlichen Regelung unterworfen. In Baden ſind die Fiſchereirechte der 
ehemaligen Dominien abgelöst, die meiſten Fiſchereien daher Uferbeſitz⸗ 
fiſchereien. Das badiſche Fiſchereigeſetz geſtattet aber die Bildung von 
Fiſchereigenoſſenſchaften ohne alle Rückſicht auf die Zuſtimmung aller 
oder der Mehrheit der Berechtigten und ſtellt dieſe Genoſſeuſchaften 
den Gemeinden völlig gleich. Dadurch ſind alſo die Uferbeſitzfiſchereien 
in eingehendſter Weiſe geregelt und nicht, wie der Motivenbericht meint, 
unberührt gelaſſen. Ebenfo irrig hat der Motivenbericht die preußiſche 
Geſetzgebung aufgefaßt. 


Auch das preußiſche Fiſchereigeſetz geſtattet $ 10 al. 2 die Bil⸗ 
dung von Fiſchereigenoſſenſchaften zum Zwecke gemeinſchaftlicher Be⸗ 
wirthſchaftung und Benutzung bei der Binnenfiſcherei in nicht geſchloſſenen 
Gewäſſern, wenn die Fiſcherei in denſelben ausſchließend 
den Beſitzern der anliegenden Grundſtücke zuſteht und der 
ſelbſtſtändige Fiſchereibetrieb der einzelnen Anlieger mit einer wirthſchaft⸗ 
lichen Fiſchereinutzung der Gewäſſer im Ganzen unvereinbar iſt, auch 
gegen den Willen der Fiſchereiberechtigten, fordert jedoch die 
Zuſtimmung der Kreisſtände. Der preußiſche Motivenbericht hebt aus⸗ 
drücklich hervor, daß in dieſem Falle, wo die Fiſchereinutzung für den 
einzelnen Adjacenten nur einen geringen Werth hat, die Zuſtimmung 
zur Bildung einer Genoſſenſchaft durch Mehrheitsbeſchluß nicht erwartet 
werden kann. 

Der Einwendung, daß die Abtretung eines Uferbefitzfiſcherei⸗ 
rechtes das Geſetz illuſoriſch machen könne, läßt ſich durch eine ent- 
ſprechende Textirung leicht begegen, wenn das Geſetz als anwendbar 
erklärt wird auf die mit dem Uferbeſitz verbundenen oder aus dem 
Uferbeſitz abgeleiteten und an dritte Perſonen übertragenen Fiſchereirechte. 
Unverkennbar aber iſt es, daß die Regelung der Uferbeſitzfiſche⸗ 
Int vielleicht die am meiſten einſchneidende Beſtimmung des ganzen 
Geſetzes bildet, da in Ländern, wo Ablöſungsgeſetze beſtehen, wie in 
Böhmen, Mähren und Schleſien oder künftig eingeführt werden, derlei 
Fiſchereien faſt die Mehrzahl bilden werden. Es rechtfertigt ſich daher 
| eine eingehendere Beſprechung dieſer Frage, welche mit großer 


Vorſicht zu behandeln ift, um alle nothwendigen Beſchränkungen, aber 


auch nur dieſe und keine anderen in das Geſetz aufzunehmen. 

So muß das Geſetz von einer ſolchen Regelung die Seen aus⸗ 
ſcheiden, bei welchen nicht bloß die Uferlänge in das Gewicht fällt, 
ſondern auch die ſehr bedeutende Breitenausdehnung in den See hinein. 
Das culturſchädliche Moment der Uferbeſitzfiſchereien, nämlich die Klein⸗ 
heit des Waſſergebietes als Regel tritt nun bei fließenden Waſſern 
hervor. Aber auch bei dieſen muß das Geſetz, ähnlich wie bei der Jagd 
den Grnudbeſitz von mehr als 200 Joch — größere zuſammenhängende 
Fiſchereigebiete ausnehmen. 

Die preußiſche und badiſche Geſetzgebung wenden, wie ſchon 
oben erwähnt, auf die Uferbeſitzfiſchereien die Beſtimmungen über 
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f) Ständige Fiſchereivorrichtungen, Mühlenfiſchereien. 


| Zu den fhlimmften culturfeindlichen Rechtsverhältniſſen, welche 
| einer Regelung unterworfen werden müſſen, gehören jene Berechtigungen, 
BR: nur auf die Benützung einzelner beſtimmter in der Anwendung 
ſchädlicher Fangmittel, als ſtändiger Anlagen, Wehren, Zäune, Selbſt⸗ 
fänge für Lachs und Aal, feftſtehender Netzvorrichtungen, Sperrnetze 
u. ſ. w. ſowie auf den Fiſchfang in kurzen innerhalb des Bereiches 
von Werkanlagen liegenden Waſſerſtrecken zuſammenhängender Fiſch⸗ 
waſſer gerichtet ſind. 

Wirthſchaftsdirector Horak in Witlingau bezeichnet die Lachs⸗ 
und Aalfänge der Müller in der Elbe und Moldau als wahre Höllen⸗ 
maſchinen, die gleich dem Hai alle Fiſche, jung und alt verſchlingen. 


Fiſchereigenoſſenſchaften, jedoch ohne Rückſicht auf Mehrheitsbeſchluß an. In gleicher Weiſe ſchilderte Baron Waſhington die Müllerfiſchereien 
In Oeſterreich hat man vielfach vorgeſchlagen auf dieſelben die analogen in Steiermark. Dieſe Rechte kommen in allen öſterreichiſchen Ländern 
Beſtimmungen der Jagdgeſetzgebung anzuwenden, daher dieſe Fiſchereien ſehr zahlreich vor und gründen ſich faft durchaus auf rechtliche Er— 


der Kleinbeſitzer in jedem Gemeindegebiete wie die Jagd der Kleinbe⸗ 
ſitzer unter die Gemeindeverwaltung mit Verpachtungszwang zu ſtellen. 

Weder der eine noch der andere Vorſchlag entſpricht genau den 
hier zu regelnden Verhältniſſen. Die Gemeindegebiete ſind nicht zugleich 
auch entſprechende Fiſchereigebiete. Der Umfang der letzteren muß 
daher für die einzelnen Fälle nach Erſorderniß durch Sachverſtändige 
feſtgeſtellt werden. 

Es ſind ferner Fälle denkbar, wo die Zwangsverpachtung den 
Zweck nicht erfüllt, wo die anderweitigen Nachtheile größer ſind, als 
die Vortheile. Um nur einzelne Beiſpiele hervorzuheben, haben mehrere 
kleine Grundbeſitzer in Salzburg und Oberöſterreich mit großen Koſten 
auf ihren verhältnißmäßig kleinen Uferſtrecken Anſtalten für künſtliche 
Fiſchzucht errichtet. Die Beſeitigung ſolcher Kleinfiſchereien durch die 
Zwangsverpachtung würde der Fiſchzucht oft mehr ſchaden als nützen. 
Sowie in ähnlichen Fällen muß auch hier ein: behördliche Ent- 
ſcheidung auf Grund ſachverſtändiger Erhebungen vorangehen, ähnlich 
wie bei der Bildung von Zwangsgenoſſenſchaften, oder doch wenigſtens 
dann eintreten, wenn ein Widerſpruch erhoben wird und ein Uſerbeſitzer 
die Unzweckmäßigkeit der Einbeziehung in die Genoſſenſchaſt durch ſach⸗ 
verſtändige Erhebungen darthun will. 

Den in ein gemeinſchaftliches Fiſchereigebiet vereinigten Uferbe⸗ 
ſitzern ſollen auch keine anderen Beſchränkungen als jene des § 3 auf- 
erlegt werden; ihnen, beziehungsweiſe ihrer Verwaltung muß es frei⸗ 
ſtehen zu verpachten oder Fiſcher anzuſtellen. 

Es ſind ſerner Beſtimmungen darüber nothwendig, von wem das 
gemeinſchaftliche Fiſchereigebiet der Uferbeſitzer verwaltet werden ſoll; 
die Beſtimmungen über Genoſſenſchaften find hier nicht ganz paſſend. 
Fiſchereigenoſſenſchaften, die aus größeren Berechtigten beſtehen, können 
zur Beſtellung einer Verwaltung geſetzlich (S 19) verpflichtet werden, 
den⸗Uferbeſitzern kann man eine ſolche Verpflichtung nicht überall mit 
Erfolg auftragen. 

Man würde aber auch zu weit gehen und die Gemeindevor⸗ 
ſtehungen mit zu viel Geſchäften überlaſten, wollte man wie bei der 
Jagd der Gemeindevorſtehung in allen Fällen die Verwaltungs⸗ 
pflicht übertragen. Das naturgemäße Verhältniß wird ſich dann her⸗ 
ſtellen, wenn der Gemeindevorſtehung ſubſidiariſch die Verwaltung dort 
übertragen wird, wo die Uferbeſitzer nicht ſelbſt die Beſtellung eines 
Ausſchuſſes oder Geſchäftführers vornehmen. Eine ſolche Subſidiarität 
muß mau aber ſtatuiren, weil die durch das Geſetz zur gemeinfchaft- 
lichen Nutzung gezwungenen kleinen Uferbeſitzer zuweilen gar kein In⸗ 
tereſſe an der Fiſcherei haben, in ſolchen Fällen aber die Staatsver⸗ 
waltung kein beſſeres Mittel hat, Ordnung in die ſo wichtigen Ufer⸗ 
fiſchereiverhältniſſe zu bringen als durch die Unterſtellung derſelben 
unter das geſetzlich geregelte Verwaltungsorgan der Gemeinde. Bei 
Fiſchereigenoſſenſchaſten auf Grund von Mehrheitsbeſchlüſſen hat 
ſchon die Mehrheit ein lebhaftes Intereſſe an der Fiſcherei; die ohne 
Mehrheitsbeſchluß in die Gemeinſchaſt gezwungenen Uferbeſitzer müſſen 
ſich die eventuelle Octroyirung der Verwaltung gefallen laſſen, ſonſt ſetzt 
man ſich der Gefahr aus, daß derlei Fiſchereien, die man einerſeits 
durch Zwangsbeſtimmungen regelt, auf der andern Seite wieder in 
größere Unordung hineingerathen als ſie vorher waren. 

Bei ſolchen, das richtige Maß einhaltenden Beſchränkungen würde 
eine geſetzliche Regelung der Uferbeſitzſiſchereien zweifellos die Fiſcherei 
fördern und den Beſitzern wenig beſchwerlich erſcheinen, während das 
Belaſſen des ungeregelten Zuſtandes ſich bald als eine der empfind⸗ 
lichſten Lücken des Geſetzentwurfes wird geltend machen. 


werbung bei dem urſprünglichen Kauf des Mühlrechtes, welches be⸗ 
kanntlich früher vom Staate oder den Grundherren durch Verkauf, Be⸗ 
lehnung oder ſonſtige Verleihung hintangegeben wurde. In den älteren 
Taidingbüchern iſt es vielfach erwähnt. So heißt es im Taidingbuch 
von Minkendorf (Kaltenbeck J. 541): In Minkendorf hat jeder Müller 
freies Fiſchwaſſer, ſoweit er auf dem Hochſteig ſtehend mit einer Bille 
hinab oder hinauf werfen kann. In Galizien haben viele Sculteten 
freies Mühl⸗ und Fiſchrecht. In Böhmen haben faſt alle Müller das 
Recht auf den Fangapparat „Slup“ an ihren Wehren; in Oberöfter- 
reich erwähnt der Cod. aust. das Recht der Müller in ihren Fludern 
auſ Hammerwurfsweite; auch in Schleſien iſt es in den Urkäufen der 
Sculteten ausdrücklich erworben. Die internationalen Verträge über die 
Rheinfiſcherei, denen auch ſolche über die Donau, die Elbe und andere 
Fiſchereigebiete folgen ſollen, enthalten 8 4 die Beſtimmung, daß die Regie⸗ 
rungen auf die Beſeitigung der mit Mühlen und ſonſtigen Wafferwerken ver⸗ 
bundenen jog. Selbſtfänge für Fiſche thunlichſt Bedacht zu nehmen ſich ver⸗ 
pflichten. 

Die Beſeitigung ſolcher beſtehender, häufig nachweisbar entgelt⸗ 
lich erworbener Privatrechte kann ſelbſtverſtändlich nicht durch Verbote oder 
Einſchränkungen geſchehen. Dem großen Fiſchereiberechtigten kann man 
Einſchränkungen auferlegen, weil dadurch ſein Fiſchfang ſich mit der 
Zeit verbeſſert; der Muller hätte nur Opfer zu Gunſten der Groß⸗ 
fiſcher zu bringen. Das einzig zuläſſige Mittel iſt hier die Ablöſung; 
das Recht hiezu muß ſowohl den übrigen Fiſchereiberechtigten, welche den 
Nutzen davon haben, als auch, wie in Preußen, dem Staate vorbehalten 
werden. Deßhalb und weil dieſe Art Ablöſung auch ſonſt weſentlich ſich unter⸗ 
ſcheidet von der Ablöſung der meiſt in der älteren Landesverfaſſung 
beruhenden Dominicalfiſchereirechte, gehören die Beſtimmungen hierüber in 
das Reichsgeſetz. Letzeres wäre unvollſtändig, wenn eine ſo wichtige, für 
das Gedeihen der Fiſcherei unentbehrliche Beſtimmung fehlen würde. 
Nachdem das preuß. Fiſchereigeſetz im § 5 in dieſer Beziehung mit 
| einer ſehr zweckmäßigen Beſtimmung vorangegangen iſt, darf auch bei uns 
dieſe Thatſache nicht ignorirt und die Löſung der Frage unterlaſſen werden. 
| Es iſt hier noch ein höchſt wichtiges Moment hervorzuheben, wel⸗ 
chem der Entwurf keine Rechnung trägt. Wie ſchon früher erwähnt 
wurde, find die öſterreichiſchen Fiſchereien, insbeſondere die früher fo 
werthvollen Lachsfiſchereien in Böhmen, Mähren, Schleſien und Galizien 
durchaus abhängig von den nördlichen Ländern, daher allenthalben der Ab⸗ 
ſchluß internationaler Verträge für die gedachten Länder, ſowie für 
die Rhein⸗ und Donauſiſcherei lebhaft gewünſcht worden iſt. Solche 
Uebereinkommen find nur dann möglich, wenn ſich die öſterreichiſche 
Geſetzgebung der deutſchen Geſetzgebung in den principiellen Fragen 
anſchließt, welche den Gegenſtand der Uebereinkünfte bilden. 

Zu ſolchen Beſtimmungen gehören nebſt den Vereinbarungen 
über Schonzeiten auch jene über Schonplätze, Fiſchſtege, über das Ver⸗ 
bot des Einleitens ſchädlicher Stoffe und über die mit Mühlen ver⸗ 
bundenen Selbſtfänge. Der öſterreichiſche Entwurf hat die Mühlen⸗ 
fiſcherei gar nicht, die übrigen Punkte, wie ſpäter noch näher wird er⸗ 
örtert werden, minder vollſtändig geregelt, als dies die deutſchen 
Geſetze gethan haben. Dadurch kommt die öſterreichiſche Geſetzgebung 
in die Lage, entweder den Abſchluß ſolcher Verträge unmöglich zu 
machen, oder nach 2—3 Jahren abermals neue Fiſchereigeſetze zu geben. 


g) Fiſchereirechte auf fremdem Grund und Boden. 


Durch die bisher unter a bis f beſprochenen Vorſchläge können 
die meiſten culturfeindlichen Beſitz⸗ und Benützungsſormen der Fiſcherei 
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befeitigt und kann dadurch eine theilweiſe Regelung der Fiſcherei⸗ 
rechte ſelbſt, ſoweit eine ſolche innerhalb des Rahmens des Reichsfi⸗ 
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P. gepflogenen Verhandlung habe er ſich bereit erklärt, zum Baue der 
Flügelbahn B. W. von feinen Beſitzſtande Nr. 13 in Z. 1. von der 


ſchereigeſetzes möglich iſt, erzielt werden. Eine Ablöſung ſämmt⸗ Parcelle Nr. 1069 100 | Ktlafter, 2. von der Parcelle Nr. 1014 
licher derzeit beſtehender Fiſchereirechte durch den Staat oder | 1000 |Klafter, 3. von der Parcelle Nr. 1068 1 —Klafter abzutreten. Eine 
durch die Länder und eine neue Vertheilung an Unternehmer Vereinbarung bezüglich des Entſchädigungsbetrages ſei bei der gedachten 


im Wege der Veräußerung oder Verpachtung nach Wirthſchaſtsge⸗ Verhandlung nicht zu Stande gekommen. Auf Grund des Verhandlungs⸗ 
bieten ſcheint den derzeit beſtehenden Verhältniſſen kaum zu entſpre⸗ protokolles habe der Bevollmächtigte der F.⸗J.⸗Bahn einſeitig die 
chen. Näher dagegen liegt die Frage, ob nicht eine Ablöſung der ſoge⸗ gerichtliche Schätzung dieſer Grundflächen erwirkt, welche in der Weiſe 
nannten Fiſchereiſer vituten, das iſt jener Fiſchereirechte, welche vorgenommen worden ſei, daß die Parcellen, von welchen Theile an 
entweder in fremden Privatgewäſſern oder in nicht ſchiffbaren nur vom die Bahn abgetreten werden ſollten, nach Jochen geſchätzt wurden. Mit 
Ufer aus zu befiſchenden Gewäſſern ausgeübt werden, zu Gunſten der dem ermittelten Entſchädigungsbetrage habe er ſich nachträglich zufrieden⸗ 
Uferbeſitzer ſtattfinden fol. Man bringt eine ſolche Ablöſung ge- geſtellt. Nachdem aber in der Folge zum Bahnbaue bon feinem Beſitz⸗ 
wöhnlich mit der Grundentlaſtung in Verbindung, zumal die meiſten ſtande noch weitere Grundtheile, in deren Abtretung er nicht gewilligt, 
jener Fiſchereiſervituten als ſogenannte Dominicalfiſchereirechte ihren Ur- in Anſpruch genommen worden feien, habe er bei der Bezirkshaupt⸗ 
ſprung oder ihre weitere Entwicklung in der älteren Landesverſaſſung | mannſchaft eine Beſchwerde überreicht, dieſelbe aber zurückgezogen, da 
und in der Grundherrlichkeit gefunden haben. In dieſem Sinne hat ihm der Bevollmächtigte der F.⸗J.⸗Bahn die Zuſicherung ertheilt habe, 
man auch in verſchiedenen deutſchen Ländern, z B. Baden und Preußen, für ihn bei der Generaldirection eine Entſchädigung von 800 fl. per 
in Oeſterreich aber durch einzelne Grundentlaſtungs⸗Verordnungen Joch zu erwirken. Da dieſe Zuſage jedoch nicht eingehalten worden 
vom Jahre 1849 für die Länder Böhmen, Mähren und Schleſien eine ſei, bitte er um Anordnung einer commiſſionellen Verhandlung behufs 
ſolche Ablöſung angebahnt. Die norddeutſche Geſetzgebung hat die Ablöſung Erzielung eines gütlichen Uebereinkommens über die ihm gebührende 


der auch dort beſtandenen ähnlichen Fiſchereirechte und die weitere Regelung 
derſelben gewöhnlich den Auseinanderſetzungsorganen übertragen und dieſe 
haben in Verbindung mit der ſonſtigen Regelung der Grundbeſitzverhältniſſe 
auch dieſen Gegenſtand meiſtens ſehr zweckmäßig geordnet, ein Verfahren, 
das auch bei uns Nachahmung verdient. 

Der unſichere und ſchwankende Zuſtand, welcher derzeit in Bezug 
auf die erwähnten Dominicalfiſchereirechte in den meiſten öſterreichiſchen 
Ländern beſteht und der Fiſcherei ſelbſt im hohen Grade abträglich iſt, 
wird wohl in kurzer Zeit in den meiſten Ländern zu einer Regelung 
hindrängen. Derſelben werden jedoch noch in vielen Ländern genauere 
Erhebungen über die Beſitzſtände vorangehen müſſen; der Erlaſſung 
eines allgemeinen Ftſchereigeſetzes ſteht jedoch eine ſolche Regelung der 
Fiſchereirechte nicht im Wege. Wir verweiſen hierüber auf die gleichartigen 
Vorgänge der italieniſchen und der preußiſchen Fiſchereigeſetzgebung, wo 
dieſelben Fragen aufgetaucht ſind und auf die eingehende Darſtellung 
dieſes Gegenſtandes in der Eingangs erwähnten Druckſchrift: Fiſcherei⸗ 
betrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich (Wien Staatsdruckerei Seite 137 
bis 142). Da es ſich hier um Eigenthümlichkeiten der einzelnen Länder 
handelt, ſo iſt dieſe wichtige Frage ganz der Landesgeſetzgebung zu 
überlaſſen, welche auch ſonſt derlei Ablöſungsfragen ſelbſtſtändig regelt; 
in das Reichsgeſetz iſt aber eine auf dieſe Competenz verweiſende Be⸗ 
ſtimmung aufzunehmen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Erklärung eines Grundbeſitzers, daß er die zum Eiſenbahnbaue 
benöthigten Grundflächen abzutreten bereit fei, erſetzt nicht das 
N Expropriationserkenntniß. 
Die gerichtliche Schätzung einer Grundparcelle, welche nur mit Rück⸗ 
ſicht auf die damals für den Bahnbau in Ausſicht genommene 
Grundfläche vorgenommen wurde, iſt, wenn in der Folge ein grö⸗ 
ſteres Grundausmaß von der Bahngeſellſchaft beanſprucht wird, 
nicht maßgebend. 
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J. B., Grundbeſitzer in Z., führte am 3. December 1872 bei 
der Bezirkshauptmannſchaft in B. Beſchwerde, daß die F.⸗J.⸗Bahnge⸗ 
ſellſchaft auf nicht eingelösten Theilen der zu ſeinem Beſitzſtande Nr. 13 
in Z. gehörigen Parcelle Nr. 1014 und 1068 Erdausgrabungen vor⸗ 
nehmen laſſe und auf einem gleichfalls nicht eingelösten, zur Parcelle 
Nr. 1069 gehörigen Grunde die Herſtellung eines Weges in Angriff 
genommen habe und bat um ſogleiche Einſtellung dieſer Arbeiten. Am 
16. Jänner 1873 zog B. dieſe Beſchwerde mit der Erklärung zurück, 
daß er ſich ſowohl bezüglich der einzulöſenden Gründe, als der hiefür 
zu leiſtenden Entſchädigung mit dem Bevollmächtigten der F⸗J.⸗Bahn⸗ 
geſellſchaft ausgeglichen habe. 

Am 17. März 1873 überreichte J. B. bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in B. eine neuerliche Beſchwerde folgenden Inhalts: 


Entſchädigung. 

Der hierüber einvernommene Bevollmächtigte der genannten Bahn⸗ 
geſellſchaft machte dagegen Folgendes geltend: 

Auf Grund des Verhandlungsprotokolles vom 19. September 
1872 ſei von der Bahn die gerichtliche Schätzung der einzulöſenden 
Grundflächen erwirkt worden. Daß ſich J. B. mit dem ermittelten 
Entſchädigungsbetrage zufriedengeſtellt habe, gehe daraus hervor, daß 
derſelbe um die Ausfolgung der zu Gericht erlegten Entſchädigungs⸗ 
ſumme eingeſchritten ſei. Es wolle daher J. B. mit ſeiner Beſchwerde 
abgewieſen werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in B. eutſchied im nachſtehenden 
Sinne: Da bei der Verhandlung behufs Einlöſung der für den Bahn⸗ 
bau benöthigten, zum Beſitzſtande des J. B. in Z. gehörigen Gründe 
ein Einverſtändniß bezüglich des Einlöſungspreiſes nicht erzielt wurde, 
wäre es Sache der Bahnverwaltung geweſen, entweder in Gemäßheit 
des § 9 Abſatz c der Miniſterialverordnung vom 14. September 1854 
um die Fällung eines förmlichen Expropriationserkenntniſſes einzuſchreiten 
oder aber von der Begünſtigung des § 4 des Geſetzes vom 29. März 
1872, R. G. Bl. Nr. 39 Gebrauch zu machen, wornach das Expro⸗ 
priationserkenntniß durch ein gütliches Uebereinkommen erſetzt werden 
kann, wenn ſich die Parteien über die Abtretung des Gegenſtandes der 
Expropriation gegen eine durch gerichtliche Schätzung zu ermittelnde 
Entſchädigung einigen, wenn der zur Expropriationsverhandlung abge⸗ 
ordnete Commiſſär der Verwaltungsbehörde dieſem Uebereinkommen die 
Beſtätigung beigefügt, daß dasſelbe in Durchführung dieſer Verhand⸗ 
lung abgeſchloſſen worden ſei. Die Bahngeſellſchaft habe im vorliegen⸗ 
den Falle keinen dieſer beiden geſetzlichen Wege betreten, indem der 
Bevollmächtigte derſelben einſeitig die gerichtliche Schätzung der betreffen⸗ 
den Grundſtücke angeſucht und erwirkt habe. Dieſe Schätzung könne 
daher umſoweniger für J. B. verbindlich ſein, als in der Folge noch 
weitere, demſelben gehörige Grundflächen zum Bahnbaue in Anſpruch 
genommen worden ſeien, auf welche ſich die Schätzung nicht bezog. Die 
Bahngeſellſchaft habe daher bezüglich aller, dem J. B. in Z. gehörigen, 
zum Bahnbaue verwendeten Grundſtücke eine neuerliche Expropriations⸗ 
verhandlung einzuleiten. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff der Bevollmächtigte der Bahn⸗ 
geſellſchaſt den Recurs. Es ſei notoriſch, daß die Flügelbahn B. W. bereits 
gebaut und dem Verkehre übergeben worden ſei. Der Grundbeſitzer J. 
B. in Z. habe, obwohl er von dieſem Eiſenbahnbaue gewußt, den⸗ 
ſelben auf ſeinen Gründen nicht unterſagt; er könnte daher, auch wenn 
mit ihm keine Vereinbarungen getroffen worden wären, dermalen nach 
§ 418 a. b. G. B. nur mehr den gemeinen Werth für feine, zum Bahn⸗ 
baue in Anſpruch genommenen Gründe fordern. J. B. habe aber in 
dem Protokolle vom 19. September 1872 erklärt, gegen die Abtretung 
der approximativ angegebenen Grundflächen zum Baue der Flügel⸗ 
bahn keine Einwendung zu erheben. Durch dieſe Erklärung ſei jeder 
Anlaß zu einem Einſchreiten um Fällung eines förmlichen Expropria⸗ 
tionserkenntniſſes beſeitigt worden; es entſalle aber auch hiedurch die 
Nothwendigkeit, den Grundbeſitzer zu einer ſpeciellen Aeußerung zu ver⸗ 
halten, daß er mit der gerichtlichen Abſchätzung der abgetretenen Grund⸗ 


Bei der am 19. September 1872 bei dem Gemeindeamte in theile behufs Ermittlung der Entſchädigung einverſtanden ſei. Daß aber 


J. B. mit der gerichtlichen Schätzung wirklich einverſtanden geweſen fei, | 
erhelle daraus, daß er bei der bezüglichen Tagfahrt erſchienen ſei, ſich an 
der Wahl der Schätzmänner betheiligt habe, endlich um Ausfolgung 
des bei Gericht erlegten Schätzungsbetrages angeſucht habe. 

Die Statthalterei hat den Recurs der Bahngeſellſchaft aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen zurückgewieſen: 

Aus der Actenlage gehe hervor, daß der Recurrent nach der 
Erfolglosigkeit des am 19. September 1872 mit J. B. verſuchten, 
gütlichen Uebereinkommens wegen entgeltlicher Abtretung der zum Bahn⸗ 
baue benöthigten Grundflächen, ſofort die gerichtliche Schätzung derſelben 
angeſucht habe. Abgeſehen davon, daß dieſer Vorgang ein incorrecter 
war, ſei die über dieſes einſeitige Anſuchen bewilligte Schätzung offen⸗ 
bar nur mit Rückſicht auf das damals von der Bahnanſtalt für 
den Bahnbau in Ausſicht genommene Flächenausmaß dieſer Grund⸗ 
flächen vorgenommen worden. Anläßlich der factifch erfolgten Occupirung 
eines weit größeren Ausmaßes der Grundparecllen Nr. 1069, 1014 
und 1068 und da überdies die früher gar nicht in Betracht gezogene 
Grundparcelle Nr. 1015 auch zum Bahnbaue verwendet wurde, ſei, 
von dem Bevollmächtigten der Bahn gänzlich abſehend von dem 
Schätzungsergebniſſe eine höhere Entſchädigung und zwar mit 800 fl. 
per Joch zugeſichert worden, hiemit aber die Grundentſchädigungsfrage 
in ein neues Stadium getreten. Inſoferne nun die Bahngeſellſchaft die 
Zuſicherung ihres Bevollmächtigten nicht genehm hielt, ſondern die 
höhere Entſchädigung nur bezüglich der Grundparcelle Nr. 1015 be⸗ 
willigte, könne mit Rückſicht auf das keineswegs maßgebende Ergebniß 
der gerichtlichen Schätzung die Einlöſung der von den Parcellen 1014, 
1068 und 1069 occupirten Grundflächen nicht als perfect angeſehen 
werden, und werde die angefochtene Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft mit der Abänderung beſtätigt, daß die F.⸗J.⸗Bahngeſellſchaft, im 
Falle fie nicht die Austragung diefer Grundeinlöſungsangelegenheit auf 
Grund der gemachten Vorſchläge vorziehen wollte, ſofort um die Ein⸗ 
leitung des Expropriationsverfahrens anzuſuchen habe. 

Dem gegen dieſe Entſcheidung von den Bevollmächtigten der 
Bahngeſellſchaft ergriffenen Miniſterialrecurſe hat das Miniſterium des 
Innern mit dem Erlaſſe vom 30. Jänner 1875, Z. 7341 aus den 
Motiven der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. O. 8. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 31. Jänner 1876, 3. 610 mit der An⸗ 

ordnung, daß in Hinkunft die Ausweiſe über die Trauungen, Geburten und Sterbe- 

fülle vierteljährig, nur in Bezirksſummarien und in genauen Terminen an die k. k. 
ſtatiſtiſche Centralcommiſſion vorgelegt werden. 


Mit Schreiben vom 11. d. M., Z. 81 hat die k. k. ſtatiſtiſche Central⸗ 
commiſſion den Wunſch ausgeſprochen, daß die Ausweiſe über die Trauungen, 
Geburten und Sterbefälle ſtatt wie bisher nach Verlauf eines Jahres, in Zukunft 
vierteljährig in Vorlage gebracht werden. 

Die genannte Commiſſion hat die Zweckmäßigkeit dieſer Maßregel mit 
Rückſicht auf die von der Wiſſenſchaft immer dringender geſtellte Forderung 
ſchneller Veröffentlichung dieſer Nachweiſungen näher begründet und zugleich die 
Bereitwilligkeit ausgeſprochen, die Zuſammenſtellung der Landesſummarien ſelbſt 
zu beſorgen, ſo daß den Landesſtellen nur die Verpflichtung obliegen wird, die 
rechtzeitige Vorlage der Bezirksſummarien an dieſelben zu überwachen, und dieſe | 
Bezirksſummarien in dem feſtgeſtellten Termine an die k. k. ſtatiſtiſche Central⸗ 
commiſſion einzuſenden. 

Dem geſtellten Antrage eutſprechend, findet das Miniſterium des Junern 
anzuordnen, daß die bisher über den Zeitraum eines Jahres gelieferten Aus- 
weiſe über die Trauungen, Geburten und Sterbefälle in Zuknnft zu entſallen 
haben und dieſe Ausweiſe und zwar vom laufenden Jahre angefangen unter 
genauer Einhaltung der nachſtehenden Termine vierteljährig in Vorlage gebracht 
werden. 

Dieſe Nachweiſungen ſind vorzulegen: 

von den Seelſorg ern: ſür das erſte Quartal bis 15. April, für 
das 2. Quartal bis 15. Juli, für das 3. Quartal bis. 15. October, für das 4. 
Quartal bis 15. Jänner; 
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von den Bezirkshauptmannſchaften und mit der politiſchen Geſchäfts⸗ 
führung betrauten Magiſtraten: Ende Mai, Ende Auguſt, Ende November, 
Ende Februar; 

von den Lan desſtellen: 15. Juni, 
15. März. 
Da ſonach die Seelſorger die für das 1. Quartal 1876 zu liefernden 
Ausweiſe ſchon am 15. April l. J. in Vorlage zu bringen haben, wird die k. k. 
ꝗ ..... eingeladen, die weiteren Weiſungen ſowie die 
nöthigen Verfügungen wegen Mittheilung der Druckſorten unverzüglich zu erlaſſen 
und den unterſtehenden Behörden die genaue Einhaltung der gegebenen Termine 
nachdrücklichſt zu empfehlen. 
Die Landesſtellen werden durch das von der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion 
geſtellte Anerbieten, die Landesſummarien ſelbſt zu beſorgen, einer bedeutenden 
Arbeitsleiſtung enthoben, es wird daher einer pünktlichen Vorlage der Quartals⸗ 
ausweiſe, ſo wie nicht minder der rechtzeitigen Vorlage der Landesſummarien 
für das Jahr 1875, welche die letzten von den Länderſtellen überhaupt zu ver⸗ 
faſſenden Summare dieſer Nachweiſungen fein werden, entgegengeſehen. 


15. September, 15. December 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Graz Joſef Lichtnegel 
anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
Seine Majeſtät haben den Honorarlegationsſecretär Rüdiger Freih. v. Biege⸗ 
leben in Conſtantinopel zum wirklichen Legationsſecretär ernannt. n 
Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium 
des Aeußern Dr. Philipp Guſtav v. Go z ſy den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben die Conſulareleven Alexander v. Bernd und Gilbert 
Graf Hohenwart zu wirklichen Geſandtſchaftsattaches im Dragomanate der 
Botſchaft in Conſtantinopel ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Stronsdorf Georg 
Garnhaft das goldene Verdienſtkreuz verliehen. a 
Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Eduard Freiherrn 
v. Gußich, den Miniſterial⸗Concipiſten Zeno Freiherrn v. Moſch, den Bezirks⸗ 
commiſſär Dr. Franz Alimon da Edleu v. Mannentreu und den Miniſterial⸗ 
concipiſten Dr. Karl Watzka zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des 
Innern ri 

Der Minifter des Innern Hat den Bezirkscommiſſär Joſeph Manſchi N 
zum Statthaltereiſecretär in Böhmen er un ul ng 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Grafen Giovanelli 
zum e e im Küſtenlande ernannt. 

er Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Franz Kir 
zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien En: BR ae 
Der Minifter des Aeußern hat den Conceptsprakticanten Eugen Freiherrn 
v. Haan zum Hof und Miniſterialconcipiſten erſter Claſſe daſelbſt ernannt. 
Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Advocatursconcipienten 
u Salzburg Dr. Joſef Kiene zum Secretär der Innsbrucker Univerſitäts⸗ 
ikanzlei ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Baurathes 
bekleideten Oberingenieur Karl Jäger zum Baurathe, die Bau⸗Adjuncten Alois 
Seſtan und Dr. Jakob Depangher-Manzini zu Ingenieuren bei der k. k. 
Seebehörde in Trieſt ernannt. 

Der erſte Oberſthofmeiſter hat den Caſſeadjuncten Robert Launsky v. 
Tieffenthal zum Caſſier im Hofzahlamte ernannt. 


Erledigungen. 


Foyrſtersſtelle bei der griech. ⸗oriental. Religionsfondsgüterverwaltung in der 
Bukowina in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 71.) 

Ingenieursſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen in der 
neunten eventuell zehnten Rangsclaſſe, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 72.) 

Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte in Wien mit 600 fl. Gehalt und 
240 fl. Quartiergeld, bis 9. Mai. (Amtsbl. Nr. 75.) 

Vorſtehersſtelle im Rechnungsdepartement der k. k. Generaldirection der 
Tabakregie in Wien in der ſiebenten Rangclaſſe mit Titel eines „Oberrechnungs⸗ 
rathes“, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 76.) 


Im Verlage der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien 
iſt ſoeben erſchienen und daſelbſt, ſowie in allen Buchhandlung en 


zu haben: T 
Geſetz vom 22. October 1875, 


betreffend die Errichtung eines 
Uerwaltungsgerichtshofes 
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